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Α. Überblick 

§ 1 Allgemeine Bemerkungen zur Individual-
vollstreckung — Ziele und Aufbau der Untersuchung 

I. Individualvollstreckung — der Ausdruck ist nicht sehr geläufig. 
Er bezeichnet, was die Zivilprozeßordnung in einem eigenen Abschnitt, 
dem dritten des achten Buches, zusammengefaßt, aber mit keinem eige-
nen Namen bedacht hat: die „Zwangsvollstreckung zur Erwirkung der 
Herausgabe von Sachen und zur Erwirkung von Handlungen oder 
Unterlassungen "1 . 

Geistige wie körperliche Gebilde werden durch ihren Namen faßbar 
und mitteilbar gemacht. Nur das Unbekannte ist namenlos, nur das, 
was nicht als selbständige Einheit wahrgenommen wird. Es ist daher 
mehr als eine bloß terminologische Angelegenheit, wenn es bis heute 
an einer gängigen Bezeichnung für die genannte Vollstreckungsart 
fehlt. Womöglich gibt es hier gar nichts, was sich zusammenfassend 
betrachten läßt. Ist der mangelnde gemeinsame Name vielleicht nur 
das äußere Zeichen für die mangelnde innere Gemeinsamkeit? 

Vergegenwärtigt man sich im einzelnen, welche Ansprüche nach den 
§§ 883 - 898 durchgesetzt werden und in welcher A r t und Weise das 
geschieht, so verstärkt sich der Eindruck, daß hier ganz Verschieden-
artiges nebeneinander steht: 
— die Vollstreckung nach § 883: der Schuldner hat eine Sache heraus-

zugeben; vollstreckt w i rd durch Wegnahme der Sache und ihre 
Übergabe an den Gläubiger, 

— die Vollstreckung nach § 887: der Schuldner hat eine vertretbare 
Handlung vorzunehmen; vollstreckt w i rd durch Ersatzvornahme, 

— die Vollstreckung nach § 888: der Schuldner hat eine unvertretbare 
Handlung vorzunehmen; vollstreckt w i rd durch Zwangsgeld und 
Zwangshaft, 

— die Vollstreckung nach § 890: der Schuldner hat eine Handlung zu 
unterlassen; vollstreckt w i rd durch Ordnungsgeld und Ordnungs-
haft, 

1 So die Überschrift  des dr i t ten Abschnitts. 
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— die Vollstreckung nach § 894: der Schuldner hat eine Willenserklä-
rung abzugeben; vollstreckt w i rd durch die Fiktion, die Erklärung 
sei abgegeben. 

Diese Anhäufung scheint nur etwas Negatives gemeinsam zu haben: 
es handelt sich in keinem Fall um die Durchsetzung einer Geldforde-
rung. Die Geldvollstreckung ist in der Zivilprozeßordnung im zweiten 
Abschnitt des achten Buches geregelt; der dritte Abschnitt enthält — 
wahllos, wie es scheint — alles andere, eben die Nicht-Geldvollstrek-
kung. 

Nun kann man aber das meiste, was sich negativ ausdrücken läßt, 
auch positiv sagen. Man muß nur den Blickwinkel ändern. Die Geld-
vollstreckung zeichnet sich durch bestimmte Eigenarten aus, die der 
Nicht-Geldvollstreckung fehlen: das ist der negative Aspekt. Man kann 
die Sache jedoch auch umgekehrt sehen: es ist die Geldvollstreckung, 
die in bestimmten Punkten von der sonst üblichen Ausgestaltung der 
Zwangsvollstreckung abweicht. Diese bei der Geldvollstreckung nicht 
vorhandene, aber sonst übliche Ausgestaltung wäre dann die Klammer, 
welche die Nicht-Geldvollstreckung im positiven Sinn zusammenfaßt. 

In der Zwangsvollstreckung soll das im Erkenntnisverfahren  gefun-
dene Recht durchgesetzt werden. Demgemäß w i rd etwa die herauszu-
gebende Sache dem Schuldner weggenommen; er w i rd gezwungen, die 
verbotene Handlung zu unterlassen; die geschuldete Willenserklärung 
gi l t als abgegeben. Die Vollstreckung ist das Spiegelbild des Vollstrek-
kungstitels — außer bei der Geldvollstreckung. Bei dieser w i rd in aller 
Regel nicht der geschuldete Geldbetrag weggenommen, der Schuldner 
w i rd auch nicht zur Zahlung gezwungen, sondern es werden Gegen-
stände gepfändet und verwertet, und zwar Gegenstände, von denen im 
Vollstreckungstitel überhaupt nicht die Rede ist. Der zuerkannte An-
spruch w i rd auf einem Umweg durchgesetzt, indem zunächst Teile 
des Schuldnervermögens zu Geld gemacht werden. Nach dem Inhalt 
des Titels ist der Schuldner zu einer Leistung verpflichtet,  die Zwangs-
vollstreckung realisiert die Haftung seines Vermögens. 

So gesehen ist also die Geldvollstreckung die Ausnahme und die 
Nicht-Geldvollstreckung die „mustergültige" Art , den Anspruch des 
Gläubigers zu verwirklichen. Bei jener zielt die Vollstreckung nicht 
unmittelbar auf die geschuldete Leistung, sondern auf einen Ersatz 
dafür,  der Titel legt weder den Vollstreckungsgegenstand noch das 
Vollstreckungsmittel fest; bei dieser erhält der Gläubiger geradewegs, 
was ihm zusteht, Gegenstand und Verlauf der Vollstreckung sind im 
Titel vorgezeichnet2. 

2 Zu diesen Unterschieden zwischen der Geld- und der Nicht-Geldvol l -
streckung eindringlich Hubernagel, ZZP 63/87 (91); vgl. auch Gaul, Rpfleger 
71/1 (86); Henckel, Prozeßrecht und materielles Recht, S. 393 f. 
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Was die Zivilprozeßordnung im dritten Abschnitt des achten Buches 
zusammengefaßt hat, ist somit doch mehr als ein buntes Anhängsel der 
Geldvollstreckung. Es ist eine Vollstreckungsart mit einheitlichen und 
eigenständigen Zügen. Der Umstand, daß sich dafür noch kein eigener 
Name eingebürgert hat, zeigt eher die wissenschaftliche Vernachlässi-
gung als die mangelnde Geschlossenheit dieses Rechtsgebietes an3. 

Sucht man nach einem passenden Namen, so liegt der Ausdruck 
„Individualvollstreckung" nahe. Im Bereich von Arrest und einstweili-
ger Verfügung ist er gang und gäbe. Man unterscheidet dort zwischen 
den Geldansprüchen, deren künftige Vollstreckung durch Arrest ge-
sichert wird, und den übrigen, durch einstweilige Verfügung zu si-
chernden Ansprüchen, die als „Individualansprüche" bezeichnet wer-
den4. 

I I . Die Individualvollstreckung hat bestimmte einheitliche und eigen-
ständige Wesenszüge. Die vorliegende Untersuchung zielt indessen 
nicht darauf ab, diese Züge noch mehr herauszuarbeiten und darzu-
stellen. Sie behandelt vielmehr Probleme  der Individualvollstreckung. 
Sie ist also nicht systematisch, sondern problembezogen angelegt. Im 
Mittelpunkt stehen Zweifelsfragen;  diese werden möglichst gründlich 
und umfassend erörtert. Angestrebt wird, an einigen Stellen festen 
Boden zu schaffen  in einem Rechtsgebiet, das unter dem Fehlen einer 
einheitlichen Rechtsprechung — hier entscheiden fast immer die Ober-
landesgerichte in letzter Instanz — ebenso leidet wie unter dem Fehlen 
intensiver wissenschaftlicher Bearbeitung. 

Die Untersuchung hat noch ein zweites, ein methodisches5 Ziel. Dieses 
ist nicht so einfach zu beschreiben wie das erste. Zugrunde liegt eine 
Beobachtung, die man beim Studium des überreichen Schrifttums zur 
juristischen Methodenlehre machen kann: jede Meinung, jede These 
läßt sich durch praktische Beispiele stützen. Das ist nicht weiter ver-
wunderlich, denn das Reservoir, dem die Beispiele entnommen werden, 
ist schier unerschöpflich: der ganze Bereich des Rechts. Das hat aber 
zur Folge, daß praktische Beispiele in der Methodendiskussion über-
haupt nichts mehr beweisen. 

An diesem Punkt setzt die vorliegende Untersuchung an. Sie ver-
sucht, den üblichen Weg einmal in der umgekehrten Richtung zu gehen. 

8 Bezeichnenderweise verwenden die genannten Autoren, die die Unter-
schiede zur Geldvollstreckung herausgearbeitet haben, den besonderen Na-
men „Individualvol lstreckung": Hubernagel a.a.O.; Gaul a.a.O., S. 44; Henckel 
a.a.O. 

4 Vgl. etwa: Baumbach / Lauterbach, 1 A zu § 935; Rosenberg, § 214 I I a , 
S. 1103; Schönke / Baur, § 50 I, S. 235; Stein / Jonas / Grunsky, I 1 vor § 935; 
Thomas / Putzo, 3 b vor § 916. 

5 Das Wort „methodisch" steht für den zwar korrekteren, aber unschönen 
Ausdruck „methodologisch". 


